
Wir haben ihn 
so geliebt, den 
Rechtsstaat
Wird der «Übergang in die neue Realität» zur Dystopie? Der 
Basler Staatsrechtsprofessor Markus Schefer sieht aufgrund 
der Corona-Notverordnungen «erhebliche Grundrechtspro-
bleme» – und ist besorgt, ob das Parlament wieder Tritt .nden 
wirdV
Von Daniel Ryser, Olivier Würgler (Text) und Kostas Maros (Bilder), 17.04.2020
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«Wir sind dem Bundesrat ausgeliefert»: Markus Schefer, Staatsrechtler. 

Wir Schweizerinnen sind ein freiheitsliebendes KolkV Das haben wir von 
Wilhelm Tell gelerntV Doch die Corona-Urise lehrt uns, dass wir unse-
ren preussischen Nachbarn in Sachen Lntertänigkeit in nichts nachste-
henV Nicht dass ein Aockdown unsinnig wäreV Hber die Kehemenz, mit 
der zahlreiche üobbyvirologen aus geräumigen Hltbauwohnungen tota-
le Husgangssperren forderten, gab uns zu denkenV «Bleibt zu üause» an 
seinen Ularnamen anzuhängen, wurde auf Social Media zum Aieblings-
prädikat im Wettbewerb darum, der beste vernEnöigste BErger zu seinV 

Das Parlament hat sich zurEckgezogenV Jndlich SendepauseV Nie stand 
es um unsere Psychohygiene besser als in den frEhen MärzwochenV He-
schi, Martullo, G:ssi, 1ositsch – alle waren sie von der Bild7äche ver-
schwundenV Stattdessen blEht die Nachbarschaöshilfe, und endlich wird 
der wahre gesellschaöliche Wert der schlecht bezahlten Aohnarbeiterinnen 
im Detailhandel und in der P7ege erkanntV Huf der anderen Seite wuchert 
das DenunziantentumV Der Schweizer UleinbErger entdeckt seine Uern-
kompetenzj 7ink die Notrufnummer xxZ wählen, wenn sich irgendwo Men-
schen im :Ientlichen Raum bewegenV Js k:nnte Ya Yemand gegen die Co-
rona-Kerordnung verstossenV
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Wo steuert diese Gesellschaö hin? 

Der Bundesrat regiert seit Wochen mithilfe von NotverordnungenV Hlle 
Macht in den üänden der J(ekutiveV Der Uanton Hargau, nicht nur die 
Mitte der Schweiz, sondern auch das )entrum der Schweizer Repression, 
fängt sogleich an, mit einer 7ächendeckenden illegalen UameraEberwa-
chung Kerst:sse gegen die Corona-Kerordnung zu ahndenV Fn unserem ka-
tholischen Aieblingskanton Auzern beginnt die Polizei damit, Menschen 
in den Garten zu schauen, um sicherzustellen, dass nicht etwa sechs, son-
dern wirklich nur fEnf Aeute am :sterlichen Grillfest feinste Bell-BratwEr-
ste brutzelnV 

Hls die durch das üomeoOce bedingten Degenerationserscheinungen 
zwischen der morgendlichen 2oga-Jinheit und dem nachmittäglichen 
Bananenbrotbacken fEr kurze )eit nachlassen, fällt uns zwischen unse-
ren Aieblingsvampir-Romanen der «Twilight»-Serie und der neuen, Eber-
aus genialen Hutobiogra.e von Roger Schawinski 4«Jrfolgsrezepte eines 
Pioniers»E ein Buch von Carl Schmitt in die üändeV «Politische Theologie» 
heisst esV Der erste Satz hat es bereits in sichj «Souverän ist, wer Eber den 
Husnahmezustand entscheidetV» 

Wir fragen unsj üat dieser Carl Schmitt, Staatsrechtler, Faschist und Lnter-
stEtzer des Nationalsozialismus, dem das Parlament ein «Gräuel» war, 
nicht einen weit klareren BegriI, wie politische üerrschaö funktioniert, 
als liberale Theoretiker, die unsere Gesellschaö als einen Kertragsschluss 
zwischen freien Fndividuen betrachten, während sich unsere Bundes-
versammlung beim ersten Hnzeichen einer Urise fEr mehrere Monate um-
gehend selbst suspendiert und ohne mit der Wimper zu zucken alle Macht 
in die üände der J(ekutive gelegt hat? 

Jiner der wenigen, der diesen Korgang kritisch kommentiert hat, ist der 
Hppenzeller FDP-Ständerat und Staatsrechtler Hndrea Caroni, der in ei-
nem Fnterview mit dem «StV Galler Tagblatt» davor warnte, dass sich durch 
die Yetzige Situation «in der Bev:lkerung ein gewisser Hnti-Parlamenta-
rismus breitmachen» k:nnteV Caroni sprach angesichts der weitreichen-
den Grundrechtseinschränkungen von einer «dramatischen Situation»V 
Der Bundesrat geniesse zwar fEr seine Urisenarbeit eine gewisse Bewunde-
rungV «Das darf aber nicht in eine allzu gläubige J(ekutiv-Kerehrung kip-
pen», sagte der StänderatV «Wir Parlamentarier lobten die sehr gute Hrbeit 
des BundesratsV Doch wir mEssen auch wieder auf das verfassungsmässige 
Geleise kommenV»

Daniel Uoch, bis vergangene Woche Chef der Hbteilung «Übertragbare 
Urankheiten» beim Bundesamt fEr Gesundheit, und die sonst gerne sehr 
verhassten sozialdemokratischen Bundesräte werden in den Uommentar-
spalten der Gnlinemedien als neue Käter und MEtter der Nation gefeiertV 
Doch ist es wom:glich gar nicht so unproblematisch, wenn der Bundesrat 
mit Notverordnungen regiert und mehrere Grundrechte beschneidet und 
aushebelt? Wird eine derartige pl:tzliche totale Machtverschiebung von 
der Aegislative auf die J(ekutive das Aand verändern? Wird die Stimmung 
immer autoritärer? 

Wir schalten nach BaselV Standleitung zu Markus Schefer, Professor fEr 
StaatsrechtV Der Hppenzeller Grundrechtse(perte grEsst guter AauneV Das 
üomeoOce scheint ihm weniger Ebel mitgespielt zu haben als unsV 

«Meine gr:sste Sorge ist, dass das Parlament den Tritt nicht wieder .ndet», 
sagt Schefer dann etwas nachdenklicherV «Die Yetzige Situation ist sehr an-
spruchsvollV Getrieben durch die Kerwaltung, machen Bundesrat und Uan-
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tone mit ihren Massnahmen zEgig vorwärtsV Das Parlament muss das üeö 
wieder in die üand kriegen fEr die Fragen, die anstehenV Bei der ausser-
ordentlichen Session, die Yetzt angesetzt ist, soll es weniger um kleine Din-
ge gehen wie etwa ein Gbligatorium fEr das Maskentragen als darum, eine 
Perspektive dazu einzunehmen, wie der Prozess des Übergangs in die neue 
Realität aussehen wirdV Das sind Dinge, die man nicht der J(ekutive Eber-
lassen darfV»

«Übergang in eine neue Realität» klingt irgendwie poetisch sch:n, k:nnte 
aber auch der Titel eines dystopischen Science-Fiction-Romans von Phil-
ip UV Dick sein, und wir fragen Schefer, was er damit meineV

«Wir werden eine Weile lang damit leben mEssen, dass es einerseits Men-
schen gibt, die in.ziert waren und somit Hntik:rper und vielleicht Fm-
munität entwickelt haben», sagt erV «Lnd andererseits Menschen, die das 
nicht habenV Js wird weiterhin eine Gruppe von Menschen geben, deren 
Risiko erheblich gr:sser istV Wie geht man mit diesen unterschiedlichen 
Kerletzlichkeiten um? Den unterschiedlichen Gefährdungen, die entweder 
von Personen ausgehen oder denen Personen ausgesetzt sind? Das sind 
schwierige Fragen, bei denen das Parlament als Kolksvertretung die trei-
bende Uraö sein mussV Die Yetzigen Massnahmen sind auf sechs Monate 
befristetV Hber wir wissen nicht, wie die Aage in sechs Monaten aussehen 
wirdV Wenn das Parlament in dieser Übergangsphase den Tritt nicht wieder 
.ndet, stehen wir vor dem Problem einer verstärkten J(ekutivstaatlichkeitV 
Das wäre keine gute JntwicklungV»

«Warum denn eigentlich nicht?», fragen wirV «Seit einem Monat läuö der 
Aaden rundV Die Parlamentarierinnen in Bern haben das )epter abgegebenV 
Der Bundesrat regiert mehr oder weniger ideologiefrei, getrieben von Sach-
zwängenV»

«Das ist eine rhetorische Frage, oder?»

«Nein»,  sagen  wirV  «Jrklären  Sie  uns  das  Problem  einer  J(ekutiv-
staatlichkeitV»

«Js ist nicht die Fdee, dass wir wertfrei unser Staatswesen gestalten», 
sagt ScheferV «Sondern dass Yeder von uns ein Fndividuum ist, das zur 
Selbstgesetzgebung fähig istV Dass wir alle vernunöfähig sind und gemein-
sam darEber entscheiden k:nnen, welche Gesetze wir schaIen, und dass 
wir uns nach diesen verhaltenV Wenn Sie von diesem Menschenbild ausge-
hen, bleibt nichts anderes Ebrig als eine demokratische StaatsformV»

«Sch:n und gutV Hber warum ist unser Parlament dann so passiv, obwohl es 
eine viel h:here demokratische Aegitimation geniesst als der Bundesrat? Fn 
Deutschland tagt das Parlament beispielsweise noch immerV Fst die Yetzige 
Situation nicht eine v:llige Blamage fEr unser Parlament und unsere De-
mokratie?»

«Dass  die  FrEhlingssession  abgebrochen  wurde,  ist  aufgrund  der 
Hnsteckungsrisiken nachvollziehbar», sagt ScheferV «Was ich Yedoch nicht 
nachvollziehen kann, ist, warum die Sondersession nicht schneller ange-
setzt worden istV Das Finanzhaushaltsgesetz sagt, dass sich angesichts der 
Uredite, die gesprochen wurden, das Parlament drei Wochen später hätte 
treIen mEssenV Stattdessen tagt man nun erst Hnfang MaiV Fch kenne die 
GrEnde nicht, warum man sich so viel )eit gelassen hatV Fch hoIe, sie sind 
infrastruktureller HrtV Js wäre wichtig gewesen, dass man so schnell wie 
m:glich zusammentrittV Darin zeigt sich, dass das Parlament angesichts der 
Urise seine Rolle neu .nden mussV»
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Wir konfrontieren den Staatsrechtler Schefer mit den BefErchtungen des 
FDP-Ständerats Caroni und Carl Schmitts Korstellung, dass der demokra-
tische Parlamentarismus in Urisen handlungsunfähig seiV «Das Beste in der 
Welt ist ein Befehl», so SchmittV Neudeutschj «Stay the fuck at home.»

«Carl Schmitt hat vor dem üintergrund der Weimarer Republik argumen-
tiert», sagt ScheferV «Jiner Republik, die von den tragenden Uräöen keine 
)ustimmung hatteV Jin Beamtentum, das nach wie vor im Uaiserreich fest-
steckteV Huf der anderen Seite die SozialistenV Fn dieser Situation ist der er-
ste Kersuch eines parlamentarischen Systems in Deutschland gescheitertV 
Diese Gefahr sehe ich bei uns nichtV Fch denke nicht, dass die Uritik am Par-
lament in der Schweiz so tief geht, dass ein substanzieller Teil unserer Be-
v:lkerung Schmitts Hnsicht folgen wErdeV Fch wErde es niemals so negativ 
sehen, so pessimistischV Fch sehe auch nicht, dass es eine Hrt wäre, unser 
Aand zu fEhrenV Die direkte Demokratie wird nicht von weiteren Ureisen 
infrage gestelltV»

«Wie muss ich Fhre Gesichter deuten?», fragt Schefer pl:tzlich während der 
KideokonferenzV «Fch sehe ein tiefes LnbehagenV»

1a, irgendwie schonV Die Aiste ist ziemlich langV Polizisten im ganzen Aand 
halten Menschen an und weisen sie darauf hin, dass man mit weniger als 
zwei Metern Hbstand zueinander läuöV Weisen Menschen von Plätzen weg 
und verteilen BussenV Fn einer KerfEgung der )Ercher SKP-Gesundheits-
direktorin Natalie Rickli wird mit Strafe bedroht, wer Personen aus Hl-
ters- und P7egeheimen in ein Spital einweisen lässt, wenn nicht garantiert 
sei, dass «der Spitalaufenthalt Hussicht auf einen Behandlungserfolg» hatV 
Uurzj Die Hlten und Schwachen im )weifelsfall sterben lassenV Gleichzeitig 
stellt sich die Frage, wie verhältnismässig es ist, zum Schutz vor Husbrei-
tung der Jpidemie das halbe Gewerbe in den Ruin zu treibenV Wann k:nnen 
wieder Demonstrationen statt.nden? Wie lange kann man Grundrechte 
wie die Kersammlungs- oder die Wirtschaösfreiheit dermassen stark ein-
schränken? Wo fEhrt das hin?
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Der Appenzeller Markus Schefer, 55, hat in Bern promoviert, seit 2001 ist er Ordinarius für Staats- und Verwaltungsrecht an der 
Universität Basel.

«Sie haben am Hnfang gesagt, dass unser Aand derzeit ideologiefrei von der 
Kerwaltung gefEhrt werde», sagt ScheferV «Das stimmt natErlich nichtV Die 
Yetzigen Massnahmen sind das Jrgebnis von GEterabwägungenV Diese ent-
halten immer stark ein politisches Jlement und mEssen entsprechend de-
mokratisch fundiert seinV Jtwas anderes bleibt uns nichtV»

«Hber sie sind Ya nicht demokratisch fundiert», sagen wirV «Js ist doch ein 
Lnterschied, ob Gesetze vom Parlament erlassen werden oder eben nichtV»

«Die Notverordnungen sind ein h:chst unvollkommener Jrsatz fEr die 
GesetzgebungV Lnvollkommen in demokratischer üinsicht, und deshalb 
h:chstens befristet zulässigV Die Koraussetzungen zum Jrlass solcher Not-
verordnungen sind angesichts des Schutzes vor einer e(ponentiellen Hus-
breitung der Coronaviren gegebenV Hber die Situation ist schon ausseror-
dentlichV Das Grundrecht auf Kersammlungsfreiheit e(istiert im Moment 
in der Schweiz nichtV Jin anderer Punkt istj Js wird viele Uonkurse gebenV 
Js ist Teil der Kerhältnismässigkeit, dass man die Aeute, die vom Uonkurs 
betroIen sind, nicht einfach sich selbst EberlässtV Diese Urise wird massive 
.nanzielle Belastungen der Sozialversicherungen zur Folge habenV Das Par-
lament muss Hntworten auf die Frage .nden, wie wir mit den neuen :ko-
nomischen Lngleichheiten umgehen sollenV»

Staatshaöung komme kaum infrage, sofern der Staat bei der HusfEhrung 
seine Sorgfaltsp7icht nicht verletzeV 

«Sehen wir das richtigj Wenn ich zum Beispiel Yetzt meinen 1ob nicht mehr 
ausEben und deshalb meine Miete nicht mehr bezahlen kann, kann mich 
der Kermieter einfach aus der Wohnung schmeissen, und es ist rechtens?», 
fragen wirV

«So wie ich die Kerordnungen lese, ist das der Fall», sagt ScheferV «Fch habe 
es vermutlich schon zehnmal gesagt, aber auch das ist ein Grund, weswe-
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gen sich das Parlament dringend treIen mussj damit man Massnahmen ge-
gen entsprechende Probleme verabschiedetV Denn die BetroIenen werden 
grosse MEhe haben, HnsprEche gegen den Staat durchzusetzenV»

«Was heisst das?»

«Fch will dieses Gericht sehen, das in der gegenwärtigen Situation eine Be-
urteilung vornimmt, die sich von derYenigen des Bundesrats substanziell 
unterscheidetV»

«Wir sind auf Gedeih und Kerderb der Kerwaltung ausgeliefert?»

«Nicht der KerwaltungV Wir sind dem Bundesrat ausgeliefertV Die 1uristen 
vom Bundesamt fEr 1ustiz beraten den Bundesrat, dass die Massnahmen 
verfassungskonform sindV Wenn der Bundesrat diese Massnahmen aber 
anders gestalten will, dann ist zurzeit niemand da, der ihn daran hindertV 
ü:chstens die Uantone bei der LmsetzungV Sie k:nnen faktisch entschei-
den, wie weit sie den bundesrätlichen Korgaben folgen oder nichtV Der F:-
deralismus kann eine Chance sein fEr mehr RechtsstaatlichkeitV»

«Gder die Sache schlimmer machenV Wie im Uanton HargauV»

«Der F:deralismus er:Inet auch die faktische M:glichkeit, dass ein Uan-
ton weiter geht, als er soll», sagt ScheferV «Sie dErfen dabei aber nicht wei-
ter gehen, als es Bundesrecht erlaubtV Da stellt sich die Frage, wie der Bund 
seine Hufsicht wahrnimmtV»

Gder die Frage des sogenannten Contact Tracingsj Die Jthikkommission des 
Bundes ver:Ientlichte vergangene Woche eine Jmpfehlung, wonach eine 
derartige Hpp zur Überwachung der Bev:lkerung und zur Jindämmung des 
Coronavirus unter bestimmten Lmständen zulässig seiV 

«Diese Korgehensweise ist seltsam», sagt ScheferV «Warum fragt das Jid-
gen:ssische Departement des Fnneren die Jthikkommission? Denn es ist 
nicht Hufgabe der Jthikkommission, die rechtliche )ulässigkeit einer sol-
chen Hpp zu beurteilenV Js handelt sich hier in erster Ainie um eine 
verfassungsrechtliche Fragej das Recht auf Privatsphäre, insbesondere das 
Recht auf informationelle SelbstbestimmungV Lnd dieses wErde durch eine 
solche Hpp massiv beschnittenV Die Jthikkommission meint, eine zentra-
le Koraussetzung fEr die )ulässigkeit einer solchen Hpp sei ihre Freiwillig-
keitV Hber Freiwilligkeit kann keine gesetzliche Grundlage ersetzen fEr ei-
nen solch schwerwiegenden JingriI in die PrivatsphäreV»

«Was wäre die korrekte Korgehensweise?»

«Das Parlament mEsste eine rechtliche Grundlage schaIenV Gder allen-
falls der Bundesrat mittels Notverordnung, um diese dann so schnell 
wie m:glich in ein ordentliches Bundesgesetz oder Ebergangsweise eine 
Parlamentsverordnung zu EberfEhrenV Solche Hpps werden Ya derzeit auf 
europäischer Jbene diskutiertV Lnd das zeigt sch:n die Problematik auf, 
die wir bereits angesprochen haben, vom Übergang in die neue Reali-
tätj die Frage, wie es nach dem Aockdown auf längere Sicht weitergehen 
sollV Lnd wie das dann alles mit unseren Grundrechten vereinbar istV Da 
wird es schnell viel problematischer, als es heute schon istV Lnd eine der-
artige Hpp ist in der Tat hoch problematischV Denn damit k:nnte man 
HI-Stunden-Bewegungspro.le von Personen erstellenV Somit wäre zwar die 
REckverfolgbarkeit der Hnsteckungskette wohl m:glichV Gleichzeitig hät-
ten Sie faktisch dasselbe Jrgebnis, wie wenn Sie uns alle rund um die 
Lhr observiertenV Bei derart schwerwiegenden GrundrechtseingriIen ist es 
Hufgabe des Staates, nach Methoden zu suchen, die vielleicht etwas we-
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niger eIektiv sind, aber dafEr die Privatsphäre des Jinzelnen viel weniger 
beeinträchtigenV»
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